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Wiesbaden, 21. Februar ISIS.

Zur Regelung Ser Vieh- unS Mschpreife
bat der Kriegsausschuß für Kousumenteninteressm in einer
Eingabe an den BundeZrat und an das preußische Landwirt-
schaftsmrnrstenum folgende Vorschläge gemacht:
„ rr®Uöuini  des Viehmarktpreises:  10Prozent fester

-lufschlaa auf den rm Stall bezahlten Kaufpreis , der durch
Schlußschein nachzuweisen ist, für Gewichtsverlust: ein fester
Spcsensatz für das Stück, berechnet nach den durchschnittlichen
Frachtkosten, Viebmarktspescn nsw.; ein wandelbarer Zu¬
schlag für Reingewinn in ungefährer Höhe von 2 Prozent?

Bildung des Kleinverkausspreises:  Oberste
Grenze für rohes Fett 180 Prozent , für rohes Fleisch 140 Pro-
zent des am Viehmarkt zu zahlenden Preises der Gewichts-
klaffe von 110 bis 120 Kilogramm. Festsetzung von Orts-
höchstpreisen nur für Konsumfleisch: Kamm. Blatt , Bauch,
Beine, Kopf und Safzknvchen, alles frisch und gepökelt. Bei
Keule nur ein Richtpreis von etwa 1.78 Mark das Pfund
lohne Zulagen ) roh. Desgleichen Ortshöchstprcise für die
allein noch zuzulassenden drei Wurstsorten: zwei Qualitäten
Leberwurst, zwei Qualitäten Blutwurst (wo ortsüblich, event.
noch billigere Sorten mit vegetabilischen Zusätzen) , drei Sor¬
ten ' Rohwurst (schnittfestere feinere Wurst, weiche, schmier¬
fähige,Wurst und grobe Wurst, d. h. polnische, Plock-, rheini-
sche, westfälische Kochmettwurst). Für diese Wurstsorten soll
die Landesregierung Normalpreise als Richtschnur für die
Gemeinden festsetzen. Außerdem sollen für gesalzenen oder
geräucherten Rücken- und Bauchspeck, sowie für Sülze Orts-
Höchstpreise bestimmt werden. Dagegen nicht für Schinken
aus den vier Keulen, event. ein Richtpreis, der durchschnittlich
eingehalten werden müßte.

Bei diesen Bestimmungen glaubt der Kriegsausschuß die
erforderliche Rücksicht auf die billigen Wünsche des Kandels
und des Fleischergewerbes genommen zu haben. Schließlich
beantragt er noch, daß den Verbrauchern eine angemessene
Vertretung in dem neuen Kesamtviehhandclsverbande und
außerdem drei Delegierte in scdem Provinzialverbande zuge
billigt werden.

Anrechnung von MilktSr- ienfizeiten.
Der Bundesrat bat über die Anrechnung von Militärdienst-

zetten und die Erhaltung von Anwartschaften in der Invalidem
und Hinterbliebenenversicherung für Kriegsteilnehmer folgende
Verordnungen erlassen.

1. Während des gegenwärtigen Krieges in deutschen oder
österreichisch-ungarischen Diensten zurückgelegte Militärdienst,
zeiten werden auch solchen Versicherten, die nicht vorher berufs
mäßig bersichcrnngspflichtig beschäftigt waren , deren Anwartschaft

'aber aufrecht erhalten ist oder gemäß dieser Verordnung aufrecht¬
erhalten wird, als Zeiten freiwilliger Versicherung angerechnet,
ohne daß Beiträge entrichtet zu werden brauchen. Dabei gelten
die entsprechenden Wochen, wenn zuletzt vorher, nicht nur vorüber¬
gehend, gültige SeMtverficherungSbeiträge entrichtet wurden , als
Selbstversichcrungsbeiträge, andernfalls se nach der Art der zuletzt
vorher gültig entrichteten Beiträge als zur fortgesetzten Selbstver
fichernna oder zur Weiterversicherung geleistete Wochenbeiträge der
Lohnklasie II.

2. Soweit während des gegenwärtigen Krieges die Beitrags
leistung zur Invaliden - und Hinterbliebenenversicherung infolge
von Maßnahmen feindlicher Staaten gehindert ist. dürfen für Ver¬
sicherte deutscher und österreichisch-ungarischer Staatsangehörigkeit
Beiträge , deren Entrichtung wegen Ablaufs der in der Reichsver¬
sicherungsordnung,vorgesehenen Fristen unzulässig sein würde, noch
bis zum Schluffe desjenigen Kalenderjahres nachentrichtet werden,
da? dem Jahre folgt, in dem der Krieg beendigt ist.

Für freiwillige Beiträge , die beim Eintritt der Behinderung
wirksam nachentrichtet werden konnten, gilt dies nur in dem Um¬
fang, in dem sie zur Aufrechterhaltung der Anwartschaft erforderlich
sind. In demselben Umfang ist die Nachentrichtung freiwilliger
Beiträge in den Fällen dm vorübergehenden Absätze auch noch ein¬
getretener Invalidität zulässig.

3. Das Vorgesagte gilt auch für Versickerte, die während des
gegenwärtigen Krieges in deutschen oder österreichisch-ungarischen
Diensten militärische Dienstleistungen verrichten in bezug aui
Beiträge , die bei dem Beginne der Dienstleistungen noch wirksam
nachentrichtet werden konnten.

4. Beiträge , welche für die nach Ziffer 1 cmrechnungsfäbigen
MMtärdiensizeiten zur fortgesetzten Selbstversickerung oder zur
Weiterversicherung geleistet worden sind, werden dem Versicherten
ohne Zinsen erstattet , wenn dies bi? zum Schluß des Jahres be¬
antragt wird , das dem Jahre folgt, in dem der Krieg beendet ist.

Weaen Regelung derarffger VersickerunaSverhältnisse wird
beim Versicherungsamt, Mainkai 53, Erdgeschoß. Zimmer 2,
wochentags von 8% bis 2 Uhr, auf Antrag das Erforderliche ver¬
anlaßt oder Auskunft erteilt.

Kartoffel -Bcstandsaiffimhme. In dem Anzeiaenteil ist
die Bekanntmachung über die am Donnerstag den 24. Februar
stattfind ende Bestandsaufnahme der Kartoffel-Vorräte .ver-
öffentlicht. Diese Aufnahme wird zu dem Zwecke durchge-
fnbrt . um aenmi festst allen zu können, wie hoch der Bedarf an
Speisekartoffeln für die EinwohnersÄaft bis zur nächsten
Ernte ist. Um diese Menge rechtzeitig und im richtigen Um-
ferrtoe bestellen zu können, ist es von allgemeinem und größ¬
tem Intereste , daß die in den Formularen - gestellten Fragen
alle und genau beantwortet werden. In der Bekanntmachung
ist darauf binoewiesen. daß größere Vorräte , die sich' in der
einen oder anderen Haushaltung vorfinden. nicht beschlag¬
nahmt oder zur anderweitigen Verteilung verwandt werden.
Sollte jemand aus Versehen einen Fraaehoaen nicht zuaeffellt
erbalten oder derselbe bei ibm nicht abaebalf werden, so ist er
vervflichtek, den Fraaehoaen bei dem Drotverteilimasamt
Friedrichstraße 88 abzubolen bezw, abzuaebon. Hotels und
Pensionen muffen ihren Bedarf fiir die Fremden ans den
Fraaeboaen eintraaen , ihnen Bedort für die Terffaznrette aber
bei der Militärverwnltnna anmelden.

Prik ,mg her Invgffhenauittunzskirrten . Zurzeit findet im
hiesigen Stadtbezirk eine Prüfung der OutttungSkarten in größerem
llmfange durch Beamte der Laudesversickerungsanstalt Hessen-Nassau
statt. Dabei konnte mehrfach festgestcllt werden, daß verschiedene
Arbeitgeber mit der Markenverwendung überbcmvt im Rückstände
waren oder ober die Marken nicht in der borgeschriebenenHohe ver¬
wendet hatten . Es fei darum nochmals kurz darauf hingewiesen,
daß sich die Höhe der zu llebenden Invalidenmarken nach der Zu-
gehörigkeit des Versickerten zur Krankenkasse richtet. Tabellen, die
über bk  Lohnklassen und über die zn verwendenden Jnvalidenmarken
genauen Austchluß geben, sind unentgeltlich bei den betreffenden
stvarikenkassrn zu haben. Zur Vermeidung von Weiterungen und
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im Interesse der Versicherten ist daher geboten, dafür zu sorgen,
daß die Ouittungskarten bei der unvermutet statt findenden Prüfung
in Ordnung befunden werden.

Verkauf billiger Bückinge Es ist wiederum gelungen, einen
Waggon frischer Bückinge für Wiesbaden zu beschaffen. Der Wag¬
gon wird voraussichtlich so cinireffen, daß mit dem Verkauf der
Bückinge am Montag mittag begonnen werden kann. Der Verkauf
flicket statt in den Läden des Bcamten-Konsumvcreins, des Konsum-
Vereins für - Wiesbaden und Umgegend, in dem Fischhaus Wolter
und in den Frickelschen Fischhallcn.

„Zum Wohle des Volkes." Eine Berliner Korrespondenz
meldet: In D o r t m u n d , wo auch, wie überall, die Fleisch,
und Fnttervorräte überaus knapp sind, wurde die Bevölkerung
dieser Tage iiberrascht durch folgendes Inserat im dortigen
„Generalanzeiger " :

.Zum Wohle des Volkes ",
Durch große Abschlüsse verkaufe ich von Montag

ab Münsterstraße 38 sowie Mittwoch und Samstag
auf dem Haupt-Fleischmarkt ca. 12 000 Pfd.
prima geräuch. Schinken

zu 1.83 Mark das Pfund im ganzen.
Robert Schotten ."

Das ganze Ladenlokal und das Schaufenster des Lokals
waren gefüllt mit Schinken. Woher kamen sie nur ? Ta
wurde erzählt von der Sturmflut in Holland und daß die
Bauernhöfe hätten schnell geräumt werden müssen. Der Zu¬
lauf war riesig, das Publikum dränate sich auf der Straße.
Tw Schinken wurden im ganzeil verkauft. Die Ware schien
äußerlich tadellos ; auch die Kostprobe fiel günstig aus . So
schwand der Vorrat im Nu. Aber dann ging der Skandal IoS
Beim Anschneiden der Schinken zu Hause ergab sich, daß sie
alle mehr oder minder verdorben waren und Fäulnisherde
enthielten . Die Polizei wurde benachrichtigt, der Laden ge¬
schlossen und die noch vorhandenen geringen Vorräte beschlag¬
nahmt. Der um das „Wohl des Volkes" besorgte Verkäufer
ist weder Metzger noch Fleischwarenhändler: er tauchte plötz¬
lich auf, wie so manche andere fragwürdige Eristenz in der
heutigen Zeit . — Schlimm ist's , wie damit das Volk beschwin¬
delt wird : noch schlimmer.ist's aber, daß so große Vorräte ver
kommen konnten, wo das Volk sich in der größten Not be
findet I

Bus den umliegenden Greifen.
Inanspruchnahme Ses Eisenbahnfiskus wegen eines

Unfalles km Wartesaal.
Die Gastwirte in den Bahnhofswirtschaften unterstehen der Auf

sicht der Eisenbahnvcrwaklung. Infolgedessen hat die Verwaltung
bis zu einem gewissen Grade für das Verschulden der Gastwirte
Dritten gegenüber einzustehen. Wie weit diese Haftung geht, hat
soeben das Reichsgericht in dem folgenden Rechtsstreit näher aus-
geführt:

Am 16. Juli 1914 traf sich auf dem Bahnhof von Wiesbaden
der von Mainz kommende Kaufmann F. mit dem Kaufmann B.
Beide wollten nach Erbenheim weiterfahren, vorher aber noch einige
geschäftlicheAngelegenheiten in Wiesbaden erledigen. Zur Be¬
sprechung ihrer Angelegenheiten begaben fie sich in den Wartesaal
dritter Klasse. Als sie ihn verließen, kam F. auf dem frisch geölten
Boden zu Fall und verletzte sich. Er erhob gegen den Eisenbahn-
fiskus Klage auf Schadenersatz, und zwar aus den verschiedensten
rechtlichen Gesichtspunkten. Einmal machte er geltend, der Fiskus
hafte auf Grund des 8 3 des Reichshaftpflichtgcsetzcs von 1871; so¬
dann behauptete er, die Klage auf einen mit dem Fiskus geschlossenen
Beförderungsvertrag stützen zu können, da er, F., sich bereits in
dem Besitz einer Fahrkarte nach Erbenheim befunden habe. End
lich führte er noch den § 823 des Bürgerlichen Gesetzbuches (un
erlaubte Handlung) ins Feld. Der Beklagte bestritt seinerseits,
zum Schadenersatz verpflichtet zu sein, und beantragte die Ab
Weisung der Klage.

Die erste Instanz gab der Klage statt, nick zwar auf Grund des
8 823. ES wurde angenommen, daß die Glätte des Fußbodens durch
das Oelen in der voraufgcgangenen Nacht und durch die Abwesenheit
besonderer Sicherheitsmaßnahmen für das reisende Publikum einen
höchst gefährlichen Zustand bedeute. Auf die Berufung des Be¬
klagten entschied das Oberlandesgericht Darmstadt im gleichen
Sinne , jedoch aus anderen Gründen : Mit Recht verneint das Land¬
gericht das Vorliegen der Voraussetzung des 8 8 des Gesetzes vom
7. Juli 1871. Im übrigen ist jedoch der Entscheidung des Vordcr-
richters insoweit nicht bcizustimmen, als dieser eine Anwendung der
Bestimmungen des Beförderungsvertrages ablehne. Es kann nicht
zweifelhaft sein, daß zwischen den Parteien ein Beforderungsvertrag
zustande gekommen ist. Dieser Vertrag hatte für den Beklagten auch
die Fürsorge für die Sicherheit des Klägers in den Warteräumcn
der Bahnhöfe zu umschließen. Man kann dicsx Pflicht hier des¬
wegen nicht verneinen, weil der Kläger sich im Wartesaal nicht zum
Zweck de? Wartens , sondern um mit seinem Bekannten geschäftliche
Dinge zu besprechen, aufgehaltcn habe. Es ist vielmehr im Auge
zu behalten, daß sich der Kläger nach seiner Ankunft vom Bahnsteig
in den Wartesaal begab, um erst von hier aus nach der Stadt weitcr-
zugehen. Der Kläger hat also den Wartesaal als Abgang vom
Bahnhof benutzt. Nun wendet der Beklagte ein, daß zwar die
Oelung des Fußbodens durch einen ihm unterstehenden Bcainten
vorgenommen worden sei, daß dieser aber zur Sicherung des Publi¬
kums um die gestrichene Stelle Stühle herumgestellt habe. Diese
seien dann von dem Hausmeister, einem Angestellten deö Vahnhofs-
wirteS, zur Seite gerückt worden. Also haftet dieser, nicht aber der
Beklagte für den Schaden. Demgegenüber ist zu bemerken, daß es
Pflicht des Beklagten gewesen wäre, den Bahnhofswirt anzuhaltcn,
den Wartesaal in einem verkehrssicherenZustand zu unterhalten.
Da dies nicht geschah, mußte der Klage stattgegeben werden.

Gegen diese Entscheidung legte der Beklagte Revision beim
Reichsgerichtein, das das angefochteneUrteil aufhob und die Klage
abwies. Die Gründe lauteten folgendermaßen: Es sind nach dem
Oelen des Fußbodens Stühle hingestellt worden, um das Publikum
fernzuhalten : außerdem wurde ein Plakat angebracht mit der Auf¬
schrift: . Geölt !" Es kann sich demnach nur fragen, ob dem Be¬
rufungsgericht darin beizutretcn ist, daß der Fiskus noch weitere
Maßnahmen hätte treffen müssen, um die Sperre auch wirksam zu
gestalten und zu verhindern, daß jemand die Stühle wcgrücktc. Eine
Bejahung dieser Frage würde eine Ueberspannung der Pflichten
des Beklagten bedeuten. Man kann nicht annehmcn, daß der Fiskus
dem Eisenbahnwirt gegenüber eine noch wcitergchcnde Auffichts¬
pflicht hätte.

Griesheim a. M., 20. Fobr. (E i n K i n d v e r b r a n » i)
Durch eine plötzlich hervorbrechendc Stichflamme wurden in:
Hause Friedrichstraße 12 die Kleider des zweijährigen Sohnes

des Arbeiters Karl Puchtier  in Brand gesetzt. Der durch
das offene Fenster eindringende Zugwind fachte die Flammen
noch mehr an, sodaß das Kind in wenigen Sekunden einer
Flammensäule glich und nach kurzer Zeit verbrannt war.

Schwanhcim, 18. Febr. (G e m e i n d e v e r t r e t e r b c r i cht.)
Dem Waldvcrkauf an Herrn v. Weinberg hat die Vertretung im
August im Prinzip zugcstimmi. Da nun in den nächsten Tagen ver¬
messen werden soll, hat der Gemeinderat den Herrn ersucht, die
Dreieckspitzc zwischen dem Viadukt, dem Staatsöahndamm und dem
Gleis , das zur Station Goldstein führt, um jedenfalls im „Ver-
kümmeln" ganze Arbeit zu machen, mit hinzuzukaufcn. Wie der
Bürgermeister mittcilt , hat der Herr erklärt, es lämc ihm nicht auf
das Stück an, aber nehmen würde er es. . Eine sonderbare Manie!
So ungefähr haben bis jetzt schon immer die Kaufunterhandlungcn
gelautet . . Ter Herr kennt wohl seine Pappenheimer und ver¬
steht cs jedenfalls meisterhaft, SpckulationSgcschäftchcn zu machen.
Dem Verkauf wird im Prinzip zugestimmt. Dagegen stimmen
Pfeffer , Schuhniann und Bcrz. Ein Vertreter , der später kam,
erhält nochmals Auskunft über das. Gelände. Es stellte sich dabei
heraus , daß die Vertretung beinahe einen Schildbürgerstreich be¬
gangen hätte , indem das Gelände, das der Gemeinde unentbehrlich
ist. der Schicnenstrang von der Station Goldstein nach Schwanheim,
mit verkauft war . Die Gemeinde wäre also künftig auf Gnade
oder Ungnade von dein Herrn abhängig gewesen. Nunmehr kam
nochmals der Verkauf zustande, mit Ausnahme des Schicncnstrangs
und eines Schutzstreifens von 15 Metern nach Westen hin. Tie
Grundsteuer , nach dem gemeinen Wert wurde vor dem Kriege mit
280 Prozent beschlossen. Der Landrat erteilte aber die Genehmi¬
gung nur für 199 Prozent . Bei Kriegsausbruch beschloß die Ver¬
tretung , nur ißo Prozent zn erbeben, um die Leute während des
Krieges nicht zu sehr zu belasten. Der Bezirksausschußtritt in einem
Schreiben r.iit, daß er aus der Erhebung von 199 Prozent besteht,
so daß noch 49 Prozent nachgchoben werden müssen. Tie Gemeinde
wird iviedcr einmal in einem Schreiben vom Landrat auf die Kar-
toffelversorgung hingcwiescn. Ohne eine gewisse Zurechtweisung
vom Landratsamt aus geht es scheinbar bei uns nicht. Sind unter
Umständen Kartoffeln da, dann hat die Gemeinde das „Glück", daß
sie diese teuer bezahlen kann. Bis jetzt sind nach der Anmeldung
600 Zentner zu beschaffen, und zwar von Leuten, die noch bezahlen
können. Die Aermstcn der Armen haben aber nicht den Mut , hin¬
zugehen und ihren Bedarf anzumeldcn, weil sic nicht in der Lage
sind, ein großes Quantum auf einmal bezahlen zu können. Tie
Gemeinde sollte sich doch etwas großzügiger zeigen in so schwerer
Zeit und, wie schon so oft an dieser Stelle gesagt ivurde, den Krieger¬
familien diese Kartoffeln umsonst oder zu herabgesetzten! Preis
zukommen lassen.

Schwanheim, 21. Febr. (Butter - und Schmalz - Pcr-
ka u f.) Der Verkauf von Butter findet am Montag den 21. d. M.
statt bei den bekannten Händlern zum Preise von 1.36 Mark pro
halbes Pfund . An die Reihe kommen die Inhaber von Butter¬
karten von Nr . 401 bis 1000. Am Dienstag den 22. d. M., von nach,
mittags 2 Uhr ab, gelangt im Rathause ein Quantum Schmalz zum
Verkauf. Die Butterkartcn sind beim Kauf vorzuzeigen. Preis
pro halbes Pfund 1.18 Mark. Einige Tage später wird ein weiteres
Quantum verkauft. Ferner sind zum Verkauf durch die Klein¬
händler eingetroffen : Reis zu 37 Pfennig und Bruchreis zu 36 Pfen¬
nig das Pfund.

Höchsta. M., 21. Febr. (Zur Beachtung !) Morgen
Dienstag abend 8 ŝ>Uhr findet im Kasinosaal der Lichtbilder»
Vortrag : „Konstantinopel —Serbien und Alba¬
nien"  statt . Ter Vortrag , dessen Tert vom Reichstagsabge¬
ordneten Wendel verfaßt ist und der an Gand von 66 recht
guten Bildern gehalten wird, hat überall Anklang gcfnndcn.
Es darf deshalb wohl auch in Höchst recht zahlreicher Besuch
erwartet werden. Karten für 16 Pfennig sind in den Läden
des Konsumvereins und im Parteisekretariat zn haben.

Eppstein, 20. Febr . (Hochwasser .) Durch die hoct:»
gchenden Wasser des Fisch- und Schwarzbaches wurde^ die
Schreinerei von Möller & Weidmann  am Lorsbacher
Weg vollständig unter Wasser gesetzt und vom Verkehr abge¬
schnitten. Im Orte selbst wurden zahlreiche Keller unter
Wasser gesetzt.

Dornholzhauscn, 20. Febr. (D a m m b r u ch.) Das Hoch¬
wasser durchbrach den Damm der am Gothischen Haus belcge-
nen Forellcnteiche und überflutet das Gelände der Umgegend
weithin.

Hanau , 21. Febr . (Vom Schwurgericht .) Borden
Geschworenen werden sich zu verantworten haben: Heute,
Montag , der Magazinverwaltcr , ehemalige Unterzahlmcister
Wilhelm Söchting von Frankfurt a. M. wegen Unterschla¬
gung ; Dienstag den 22. Februar die Ehefrau Wilhclminc
Raue geb. Rödiger von Hanau wegen Mord und Mordversuch;
Mittwoch den 23. Februar der Bauer Ioh . Hos. Möller von
Unterufhausen wegen Meineid. — (Einquartierung)
erhalten in den nächsten Tagen die Häuser folgender Straße » :
Barbarossastraße . Liniesstraße, Auheimerwcg, Friedrichstraße,
Augustastraßc, Birkcnhaiucrstraße, Rohrstraße. Güterbahn-
bofstraße, Ostbnhnhof, Am Ostbahnhof, Ostbabnbofftraße,
Grimmstraße , Akademiestraße, Neue Anlage. Wallweg.

Nicrstein , 19. Febr . (Lebensmüde .) Ter unbe¬
kannte Tote , der vor wenigen Tagen hier aus dem Rhein ge¬
kündet und auf dem hiesigen Friedhof unerkannt begraben
wurde , ist setzt als ein 61 Jahre alter Einwohner aus Gabs¬
heim bei Wörrstadt ermittelt worden. Ter Mann hat in einem
Anfall von Schwermut den Tod freiwillig im Rhein gesucht.

Bingerbrück, 19. Febr. kJ m Rhein  g c s u n ke n.) Im
sogenannten „Hetmbacher Loch" bei Niederbeimbach ist der
Schleppkahn „Graf Rantzau", der eine Ladung Gaskohlen an
Bord hatte , gesunken.  Ter Kahn hat im vorderen Teil
mehrere -Lecks und hat dort Wasser, ausgenommen. Er kann
9000 Zentner Ladung nehmen. Ein Selbstgrcifer der Firma
Raab Karcher hat den Versuch der Leicksterung aenmcht, mußte
aber bei dem herrschenden Hochwasser diesen Versuch vorläu¬
fig aufgeben. Der Unfall ereignete sich nicht in der Fahr¬
rinne , so daß die Schiffahrt nicht behindert ist.

Kus Frankfurt a. M.
Eine Hilfe in schwerer Zeit.

Man schreibt uns:
Tie LcbenSinittclvorrätc werden knapper, und die Lebenviiiillcl-

preise steigen. So wftd das Durchkommen immer schwerer, und die
Mütter wissen kaum noch, was sic ihren Kindern vorsehen sollen,
um sie nicht nur satt zu machen, sondern auch bei Kräften zu er¬
halten . Und in einer Zeit, in der von den Daheimgcblicbcnen här-
ter gearbeitet werden muß als sonst, in der also der Kräfteverbrauch
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ein viel größerer ist, ist in vielen Häusern Schmalhans Küchenmeister
geworden, und mit Sorgen sieht die Hausfrau jedem neuen Tag
entgegen.

Da ist es denn sehr zu begrüßen, daß von seiten der Kriegs¬
fürsorge, der Gesellschaft für Wohlfahrtseinrichtungcn und ähnlicher
Organisationen Einrichtungen geschaffen wurden, durch die den
Massen die Ernährung erleichtert werden soll.

Schon am 12. Oktober 1914 wurde in Bornhcim im Bezirk 7
der Kriegsfürsorge , Abteilung Familienhilfe, die erste Kriegsküche
eröffnet. Ihr folgte zwei Monate später die zweite in der Altstadt.
Heute bestehen acht Küchen, in denen täglich insgesamt 2212 Per¬
sonen verköstigt werden.

Die Einrichtung war zunächst nur für die Familien der Kriegs¬
teilnehmer in der Weise gedacht, daß das gekochte Essen von den
Müttern nach Hause geholt werden sollte. Die Umstände brachten
es indessen mit sich, daß die Berechtigung zum Essenbezug auch auf
andere, Arbeiter und Arbeiterinnen, Arbeitslose usw., ausgedehnt
wurde, die zu einem etwas erhöhten Preis das Essen an Ort und
Stelle verzehren.

In manchen Küchen überwiegen diese Art Bezieher sogar, und
im ganzen steht es so, daß über die Hälfte (1184) Außenstehende
sind und nur knapp 8 Prozent der unterstützten Kriegsteilnehmer¬
familien von dem Recht Gebrauch machen, für 20 Pfennig pro Kopf
und Mahlzeit ein gut zubereitetes, nahrhaftes und auskömmliches
Esten zu beziehen. Die stoffliche Zusammensetzung des Dargebote¬
nen ist von ärztlicher Seite geprüft und als ausreichend bezeichnet
worden. Die Schmackhaftigkeit des Cstens wird dauernd kontrolliert.
Es besteht aus Suppe (meistens gebundene Suppen ), die täglich ge¬
reicht wird, Gemüse und Kartoffeln oder Mehlspeisen und Obst oder
Fisch oder Fleisch mit Tunke und Kartoffeln ; Fleisch gibt es zwci-
bis dreimal in der Woche.

Und trotzdem nur 5 Prozent Kriegsteilnehmersamilien ! Wir
wollen den mancherlei denkbaren Ursachen dieser eigentümlichen
Erscheinung hier nicht länger nachgehen und uns mit dem Hinweis
begnügen, daß es heute so steht, daß alle die Kriegerfrauen , die aus
mindertriftigen Gründen darauf verzichten, sich dieser Einrichtung
zu bedienen, sich eines großen Unrechts gegen ihre Kinder schuldig
machen. Für 20 Pfennig kann man sich heute im Privathaushalt
kein nach Menge und Beschaffenheit ausreichendes Mittagessen be¬
schaffen; und wenn kürzlich in der „Volksstimme" (8. Februar d. I .,
Beilage) von einer bedauernswerten Mutter erzählt wurde, die sich
müde gelaufen hat, um Arbeit zu finden, und dann mit ihren Kin¬
dern sich mit einem Hering und Pellkartoffeln begnügen muß, so
ist zu fragen : warum bedient diese Mutter sich nicht der gebotenen
Gelegenheit, für 6t) Pfennig tdie Kinder sind noch klein) für sich
und ihre drei Kinder ein kräftiges und ausreichendes Mittagessen
zu erlangen, dessen Herstellungspreis sich auf mindestens 1.10 Mark
beläuft ? (Sehr einfach! In dem betreffenden Ort ist keine .Kriegs¬
küche. Red. d. „V.".) Der Hering und die Kartoffeln stellen sich
auch auf mindestens 40 Pfennig , und da ist noch kein Pfennig für
das Kochen und keiner für Kaffee oder Milch gerechnet.

Wenn unsere Kriegerfrauen sich nur einmal klar machen wollten,
daß es falsche Sparsamkeit ist, sich für 40 Pfennig von Pellkartoffeln
und Hering (ein Hering für vier Personen !) zu ernähren , wenn
man für 60 Pfennig ein Essen haben kann, das nicht nur satt macht,
sondern ernährt und überdies noch gut schmeckt, d«Mn würden sie
m weit größerem Umfang, als dies heute geschieht, von dieser Ge¬
legenheit zum Essenbezug Gebrauch machen.

Auch der Einwand, daß man Kartoffeln eingetan und auch
etwas Gemüse im Keller habe, ist darum nicht stichhaltig, weil man
diese Vorräte , besonders angesichts der knappen Brotkarten , sehr
wohl zu den Abendmahlzeiten verwerten kann. Hat man mittags
gut und kräftig gegessen, dann tut 's am Abend eine Schüssel voll
Kartoffeln mit etwas Marmelade und einer Tasse Kaffee auch.

Möchten diese Zeilen dazu beitragen, den Kriegerfrauen die
Augen dafür zu öffnen, was ihr wahres Wobl, aber in dieser harten
Zeit auch ihre Schuldigkeit ist.

Rhei«'Maimscher verein für öeoötkerungspolitik.
Der Rhein -Mainische Verein für Bevölkerungspolitik hielt

Samstag nachmittäg hier seine zweite Versammlung ab. die
namentlich aus Frankfurt und aus dem Großherzogtum Hessen
gut besucht war . In einem einleitenden Vortrag erörterte Prof.
Opitz, der Direktor der Gießener Universitätsfrauenklinik , nochmals
die Ursachen, die zur Gründung des Vereins geführt haben, und
entwarf in großen Zügen den Organisationsplan des Vereins.
Erstrebenswerte Ziele sind u. a. weitere Herabsetzung der Säug¬
lingssterblichkeit, Kampf gegen die Verwabrlosung der Jugend , Ver¬
besserung der Vorbildung der Frauen für den Mutterberuf , Er¬
leichterung der Eheschließung, Bekämpfung des Handels mit Mit¬
teln zur Verhütung der Empfängnis , Förderung der inneren Kolo¬
nisation und der Wohnungsfrage . Um diese Ziele zu erreichen, ist
es notwendig, daß sich der Verein für Bevölkerungspolitik mit den
Vereinen für Säuglingsfürsorge in Verbindung setzt, eine Art
Heiratsvermittlung für Verwundete , die aus dem Felde zurück¬
kehren, einrichtet und Geistliche, Lehrer und Aerzte zur Mitarbeit
gewinnt . ^

Es wurde sodann die Beratung der Satzungen vorgenommcn.
Der Mitgliederbeitrag für Vereinigungen wurde auf mindestens
20 Mark, für Einzelmitglieder auf mindestens 5 Mark, für solche,
die auf regelmäßigen Bezug der Vereinsliteratur verzichten, auf
mindestens 2 Mark festgesetzt.

Als Vorsitzender wurde Prof . Opitz (Gießen) gewählt, als
stellvertretender Vorsitzender Minister a. D. Braun (Darmstadt ),
als Schriftführer Syndikus Dr . Dücker.

Einstellung des Butterverkanfs in Markthalle IV. Die
Einfuhr der seither in Markthalle IV verkauften bayerischen
Butter ist fortgefallen, da Bayern seinen Ueberschuß an But¬
ter auf Grund der Bundesratsverordnung vom 8. Dezember
1915 hinfort der Zentral -Einkaufsgesellschaft zu überlassen hat.
Der Butterverkauf in Markthalle IV muß deshalb von mor-
gen, Dienstag den 22. Februar , ab e i n g e st e l l t werden.

Regelung des Butterverkanfs in Groß-Berlin . Wie die
Blätter melden, haben die Groß-Berliner Gemeinden die
Regelung des Butterverkaufes im Kleinhandel gemeinsam in
die Hand genommen. Dieser wird vom 21. Februar ab in fol¬
gender Weise geschehen: Butter kann nur auf Grund der Brot¬
karten bezogen werden. Jeder Inhaber einer Brotkarte wird
wöchentlich nicht mehr als ein Viertelpfund Butter erhalten.
Mehr als ein Pfund Butter darf in einem Geschäft an eine
Person nicht abgegeben werden, auch wenn mehr als vier
Brotkarten vorgelegt werden. Die Brotkarten sind von dem
Geschäftsinhaber mit einem entsprechenden Vermerk zu ver¬
sehen. Der Butterbezug von außerhalb wird durch die Rege¬
lung nicht berührt . Die Bestimmungen gelten nicht für Kran-
kenhäuscr und ähnliche Anstalten. Gast- und Speisewirtschaf¬
ten können sich die Butter im Großhandel und von außerhalb
beschaffen.

Hochwaffer im Main . Seit Freitag führt der Main so
gewaltige Wassermengen zu Tal , wie man sie seit einigen Jah¬
ren nicht beobachtet hat . Und von allen Seiten , besonders den
Gebirgen, wird ein weiteres Anschwellen aller Mainzuflüsse
gemeldet. Hier in Frankfurt merkt man zwar wenrg von der
Wassernot. wie sie z. B. die Bewohner des Nidda- oder Kinzig¬
tales am Leibe verspüren. Aber trotzdem konnte man sich
gestern ein Bild von der Wucht der Wassergewalten machen,
wenn man den dahinschießendenStrom in der Stadt selbst
beobachtete. An der Baustelle der Neuen Brücke regiert das
Chaos. Des Stromes Gewalt hat die Spundwände spielend
eingedrückt, die dicken Balkenlager glatt eingeknickt, mit den

Baggern spielt sie Fangball . Die Insel ragt nur noch ein
wenig aus dem Wasser empor, au den Brückenstümpsengur¬
gelt der Strom immer höher, bis auch sie verschwundensind.
Monatelange Arbeit an dem Neubau war wieder vergebens.
Tausende von Mark sind verloren. Am Fahrtor spülte gestern
nachmittag der Strom bereits auf die Straße . Tic Sachsen-
Häuser Uferseite wird schon meterweit vom Wasser überflutet:
gierig umdrängen die Wellen die am Kai aufgestapelten Vor¬
räte . Viele Hände sind trotz der sonntäglichen Ruhe niit den:
Wegräumen der gefährdeten Waren beschäftigt. Das meiste
Interesse wecken die Vorgänge am linken Ufer unterhalb der
Untermainbrücke. Hier ist ein großer Kohlenkahn gesunken.
Nur die Masten ragen noch aus dem Wasser auf. 'Und doch
schöpft ein neben dem Kahn verankerter Bagger die Kohlen
aus den Tiefen des Schiffes und entleert sie in einen anderen
Kahn. Nach Leerung soll das Boot gehoben werden. Zahl¬
reiche große Kähne, die das Hochwasser als günstige Gelegen¬
heit zu einer lohnenden Bergfahrt benutzen wollten, haben
aber im Hinblick auf die gewaltigen Wasserfluten an den Kais
Anker geworfen und warten besseres Wasser ab. Die Fahrt
durch die Stromschnellen der Alten Brücke ist doch eine zu
riskante Geschichte. Unterhalb der Wilhelmsbrücke dehnt sich
der Strosu zu fast seeartiger Breite aus . Bei Niederrad ist
er weithin ausgeufert . bis hinab nach Schwanhcim eine ein¬
zige blinkende wild dahinschießende Wasserflut, die immer
mehr an Ausdehnung gewinnt und heute mittag ihren Hoch¬
stand erreicht haben dürfte. Das großartige , in dieser Aus¬
dehnung ungewohnte Schauspiel lockte gestern den ganzen Tag
über ungezählte Scharen von Zuschauern an, die zugleich das
herrliche Winterwetter zu einen: genußreichen Spaziergang
benutzten.

Wenn man den Husten hat. In einer kühlen Dezembt'r-
nacht erdröhnte die Töngesgasse unter einem Mordsgetöse.
Es rührte aber nicht von Bomben und Granaten her. sondern
von einem Schuhmachermeister, der den Husten hatte. Ter
Meister kam vom Aepfelwein, und seine Lungen arbeiteten
unter gewaltigem Geräusch die Wirtshausluft heraus . Bald
blinkten blanke Knöpfe, und der Meister hörte die Mahnung,
etwas weniger Spektakel beim Husten zu machen. Da kan:
der Schutzmann aber schlecht an. Der Meister ist sonst ein
ganz braver und willig steuerzahlender Staatsbürger , aber
N>enn ihn so in angebrochener Nachmitternacht das Auge des
Gesetzes anblinzelt , dann wird er wild. So auch setzt, und ein
Havel von Schimpfworten prasselte auf den Mann der Ord¬
nung hernieder. Die Folge war eine Anklage wegen Beleibt-
gung des Schutzmanns und wegen ruhestörenden Lärms , be-
gangen durch lautes Husten. An, Schöffengerichtwarnte der
Verteidiger davor, Husten als ruhestörenden Lärm zu betrach¬
ten, es würde zu weitgehenden Konsequenzen führen. Das
Gericht tat es denn auch nicht, dafür aber erblickte es ruhe-
störenden Lärm in dem Krach, den der Meister nachher in seiner
Wohnung bei offenem  F e n st e r mit seiner Frau und
mit seinem Sohne gehabt hatte , und verurteilte ihn dieserhalv
zu zehn Mark und wegen Beleidigung des Schutzmanns zu
dreißig Mark Geldstrafe.

Wann der Hausherr flaggen darf . Hoch im Winde flat-
terte an einem Hause in Neu-Eschersheim die Jahne . Alle»
schaute. Sieg ? Nir Sieg , nur eine ganz Heine » eflebenftett:
ein nicht genehmer Mieter tat dem Hausherrn den Gefallen,
auszuzieben. und aus Freude hatte der Hausherr die Fahne
herausgesteckt. Der Mieter aber ergrimmte baß. und in M-
nem Herzen begann der Klagebazillus zu wuchern, jener
furchtbarste aller „Erreger ". Also setzte er sich hrn und zim¬
merte eine Privatklage wegen Beleidigung durch He rau -7-
stccken der Fahne. Aber er hatte kein Glück damit. Amtsge¬
richt sowohl wie Landgericht lehnten die Eroftn '.mg des
Houptverfahrens ab. weil der Hausherr zwar eine Bosheit,
nicht aber eine Beleidigung verbrochen habe.

„Ein absterbender Ast". Zu dem unter dieser Spitzmarke :n
der Freitagsnummer erschienenen Artikel wird uns nocherganzen
geschrieben: Die Annahme, daß Herr Gerhard Heil noch m der
Carolusdruckerei beschäftigt ist, ist nicht richtig. Der Herr ist scho
längst mit seinen Anteilen in Hobe von 30 000 Mark aus der katho¬
lischen Firma ausgetreten und hat ,n Dffenbach erne Druckerei
angefangen . Heil, der das „Frankfurter Voftsblatt (letzt ,̂ VoES-
zeitung ") gegründet und mit ihm aufgewachsen ist, sollte im -
schüft eine bestimmt abgegrenzte Tätigkeit übernehmen. Das hat
er als ehemaliger Alleininhaber der Firma abgelehnt und der
Carolusdruckerei den Rücken gekehrt. Wenn er letzt bei den Klein¬
händlern der Lebensmittelbranche gelandet und dort Vorsitzender
geworden ist. so hatte er dafür recht gute Gründe ;, die Tätig¬
keit dort verschafft ihm Druckaufträge. Uebrigens wäre um ein
Haar auch der Direktor der Carolusdruckerei vor einigen Wochen
gepurzelt. Der Verwaltungsrat der G. m. b. H. hatte hinter sei¬
nem Rücken eine Personalreorganisation geplant ; das führte zu
einer Palastrevolution im Hause am Liebfrauenberg , die Sache ,st
dann aber doch wieder eingerenkt worden. Der Direktor blieb

Herr Gerhard Heil  schreibt uns zu dem betr . Artikel:
Er seit nicht Gründer der Konsumgenossenschaft D,e Konsum-
genossenschaft wurde von Leuten gegründet, die sich dem bestehenden
Konsumverein nicht anschließen wollten. Als Vorsitzender ver-
schiedener Vereine habe ich das Ansinnen, die betr. Vereine sollten
ihre Mitglieder auffordern , der Konsumgenossenschaftbeizutreten,
abgelehnt. - —

Ungesetzliche Kündigung In einer Streitfrage eines Hand¬
lungsreisenden gegen eine hiesige Firma auf Zahlung einer Ent¬
schädigung von 510 Mark wegen kündigungsloser Entlassung er¬
ließ das Kaufmannsgericht  eine Entscheidung von grund¬
sätzlicher Bedeutung , in der das Gericht einen gegenteiligen Stand¬
punkt einnimmt , wie eine Reihe anderer und Kommentatoren.
Der Kläger begründete nach den „Frkf. Nachr." seine Forderung
damit , daß ihm am 30. November seine Stellung zum 31. Dezem¬
ber aufgekündigt sei Diese Kündigung erkenne er nicht an, da
er die gesetzliche Kündigung von sechs Wochen vor Ablauf des
Kalendervierteljahres zu beanspruchen habe Die Beklagte wen¬
dete ein. daß sie mit dem Kläger am 15. August v. I . brieflich eine
vierwöchentlicheKündigungsfrist vereinbart habe. Sie habe dabei
ausdrücklich bemerkt, daß das Vertragsverhältnis vom 1. Oktober
ab für beide Teile vom ersten auf den letzten eines jeden Monats
gekündigt werden könne. Das Gericht sprach dem Kläger die ein¬
geklagte Forderung zu, mit der Begründung , daß man im Zweifel
sein könne, ob diese „vierwöchentliche" Kündigungsfrist nach dem
Sprachgebrauch als eine nach dem 8 67 des H.-G.-B. zulässige
Kündigungsfrist von einem Monat zu erachten sei, wenn die Be¬
klagte in dem Brief vom 15. August zur Erläuterung der „vier¬
wöchentlichen" Kündigungsfrist nicht den ausdrücklichen Zusatz ge¬
macht hätte : „d. h. das Vertragsverhältnis kann beiderseitig vom
ersten auf den letzten eines jeden Monats von da gekündigt werden".
Hierdurch hat die Beklagte klar zum Ausdruck gebracht, wie sie die
ausbedungene vierwöchentliche Kündigungsfrist verstanden haben
will. Da nach 8 67 des H.-G.-D. die Frist nicht weniger als einen
Monat betragen darf , und eine Vereinbarung , die dieser Vorschrift
zuwiderläuft , nichtig ist, so ist die Abrede, die die Beklagte brieflich
getroffen hat, unzulässig. Nach 8 187 des B.-G.-B. kann bei der
Verabredung einer vierwöchentlichen Kündigung nur am letzten
Tage des vorhergehenden Monats erfolgen. Eine Kündigungsfrist
vom ersten auf den letzten eines jeden Monats würde aber nur
eine 29- bzw. 30tägige Frist bedeuten und daher den Bestimmungen
des 8 67 Abs. 1 des H.-G.-B. nicht entsprechen. Ist die aetroffene
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Abrede hinsichtlich der Kündigungsfrist aber ungesetzlich, so tritt an
deren Stelle die gesetzliche Bestimmung des 8 66 des H.-G.-B., nach
der das Vertragsverhältnis zwischen den Parteien nur zum Schluffe
eines Kalendervierteljahres unter Einhaltung einer Kündigungs¬
frist von sechs Wochen gelöst werden kann. — Andere Gerichte haben
seither die Ansicht' vertreten , daß bei dem Vereinbaren einer un-
gesetzlichen Kündigungsfrist die nächst zulässige Mindestkündigungs-
frist von einem Monat zu treten habe.

Briefkasten öer Reöaktion.
Kanonier H. Tie Frage haben wir schon mehrere Male beant¬

wortet. Wenn Sic in eigenen (geschäftlichen) Angelegenheiten, nach
Hause fahren, braucht keine Freifahrt gewährt zu werden; bei son¬
stigem Urlaub ist freie Fahrt üblich.

8 115 R.-B.-O. Die öffentlichen Behörden sind verpflichtet,
den im Vollzüge dieses Gesetzes an sie ergehenden Ersuchen der
Versicherungs- und anderen öffentlichen Behörden, sowie der
Organe der VersicherungSträger zu entsprechen, insbesondere voll-
streckbare Entscheidungen zu vollstrecken. 8 608. Tritt in den Ver¬
hältnissen, die iür die Feststellung der Entschädigung maßgebend
gewesen sind, eine wesentliche Acnderung ein, so kann eine neue
Feststellung getroffen werden.

H. H. 95. Ihre Angelegenheit müssen Sie •— ehe es zu spät
ist — der KricgsberatnngLstellc, Braubachstraße 54, vortragen.

Telegramme.
Englischer bericht.

London, 21. Febr . (W. B. Nichtamtlich.) Amtlicher
Bericht. In der letzten Nacht unternahm der Feind nach hef¬
tiger Artillerievorbereitnnq einen , Angriff gegen unsere
Schützengräben westlich von S e r r i . der vollkommen fefjl*
schlug. Südöstlich von B o e s i n g h e bemächtigte sich der
Feind eines unbedeutenden vorgeschobenen Postens. Unsere
Flugzeuge unternahmen eine erfolgreiche nächtliche Streife
gegen den Flugplatz von C a :n b r a i. Nachdem sie Bomben
abgeworfen batten , die innerhalb der Schuppen explodierten,
kehrten die Flugzeuge wohlbehalten zurück.

Wiesbadener Theater.
Residenz- Thcoter.

Montag, 21. Febr., 7 Uhr: „Jettchen Gebert".
Dienstag , 22. Febr., 7 Uhr: „Die selige Exzellenz".
Mittwoch, 23. Febr., 7 Uhr: „Komödie der Worte".
Donnerstag , 24. Febr., 7 Uhr: „Die große Glocke".
Freitag , 25. Febr., 8 Uhr (VolkSvorstcllung): „Herrschaftlicher

Diener gesucht".
.Samstag , 26. Febr ., 7 Ubr (Neuheit) : „Ter Gatte des Frauleins .
Sonntag , 27. Febr., Vi4  Uhr : „Tie selige Exzellenz". Halbe Preise.

7 Uhr: „Der Gatte des Fräuleins ".
Königliches Theater.

Montag, 21. Febr.: „Iphigenie auf Tauris ". Abonn. v. _

Auf Grund der Bundesratsverordnung vom 7. Februar
ds . J . ist am Donnerstag den 24 . Februar eine Auf¬
nahme der Kartoffeln vorzuuehmen . Die Aufnahme
erfolgt zu dem Zwecke, genau feststellen zu können, wie
groß ' der Bedarf an Speisckartoffeln bis zur neuen Ernte
für die Stadt Wiesbaden ist.

Für die Bestandsaufnahme werden vom 21. bis
23. Februar Fragebogen den einzelnen Haushaltungen zu-
gestcllt und die ausgefüllten Formulare in der Zeit dom
28. bis 28. Februar wieder eingesammelt . Wer keinen
Fragebogen zugestellt erhalten hat , ist verpflichtet, einen
solchen auf dem Brotverteilungsamt , Friedrichstraße 35,
abznholen . Bis zum 29. Februar nicht abgeholte bezw.
nicht abgclieferte Fragebogen sind bis spätestens 2. März
bei dem Brotverteilungsamt , Friedrichstraße 35, abzugeben.

Es wird dringend ersucht, die Angaben genau zu
machen, und es wird darauf hingewiesen, daß Vorräte
nicht beschlagnahmt bezw. zur anderweitigen Verteilung
von den Haushaltungen abgeholt werden.

Strafbestimmung : Wer die Angabe verweigert , un-
bollständig oder verspätet macht, oder den Fragebogen
nicht ablicfert , wird auf Grund des § 10 der obenge¬
nannten Bundesratsverordnung mit Gefängnis bis zu
6 Monaten oder mit Geld bis zu fünfzehnhundert Mark
bestraft.

Wiesbaden,  den 20. Februar 1916.

331118 ^cr

Mscher BliilllMer-
Zweigverein Wiesbaden.

Mittwoch den 23. Februar 1916, abends um « Uhr, gleich «ach
Feierabend, im GcwerkschaftShanSin WieSdadeu, Wcllritzstratze 49:

Mm. MitgliedttmsMNllW.
Tages - Ordnung:

1. Stellungnahme zu den Tarifvertrags Verhandlungen im Bau¬
gewerbe in Berlin am tl . u. t2 . Februar 191«. Ref.: Koll. Otto Harfe.

3. Aufstellung von Lohnforderungen.
3. Wahl von drei Delegierten zum Bezirkstag in Frankfurt a. JS.

am 27. Februar 1916.
Zu dieser Versammlung laden wir hierdurch alle Mitglieder des

Zwcigvereins ein und erwarten in Anbetracht der wichtigen Tagesordnung
vollzähliges Erscheinen. Kein Kollege darf fehlen!
331117_ _ Der Zweigvereinsvorstand.

Gewerkschaftshaus Wiesbaden
Wellritzstr. 49. (Zentralherberge) Wellritzstr, 49.

Billige Speisen und Getränke.
MT Kegelbahn und angenehme Anfenthaltsrftnme.
Hält sich allen Freunden sowie auswärtigen Gewerkschaften und Vereinen

bei Slusilüge » bestens emvioblen . 01878
Künstliche

G-ebisse
auch Teile , kaufe  zu höchsten
Preisen bis 20 Mk ., nur Diens¬
tag , 22 . Februar , v.9—1 u.3—6
Uhr , im Hotel Einhorn , Zimmer
Nr . 6, I.

Kaufe  auch:

W1115 Platina.

Nie KemtiomMt
nii der Krieg.
Von Karl KantSky.

Sonderdruck aus der „Neuen Zeiff
mit einem Vorwort.
Preis 2« Pfennig.

BMaMimg VolkS-ime
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